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Thüringer Landtag
7. Wahlperiode

Suedlink- und Suedostlink-Trassen verhindern - Wort 
halten, Klageweg beschreiten! 

I. Der Landtag stellt fest, dass
1. der Bau der geplanten Stromtrassen Suedlink und Suedostlink 

durch Thüringen einen schädlichen Eingriff in die Umwelt darstellt;
2. der Bau der geplanten Stromtrassen Suedlink und Suedostlink 

sich auch negativ auf die betroffenen Agrarflächen auswirkt;
3. der Bau der geplanten Stromtrassen Suedlink und Suedostlink 

dem Interesse des Landes, der betroffenen Grundeigentümer so-
wie dem Umwelt- und Naturschutz zuwiderläuft;

4. das Land gefordert ist, Klage gegen den Stromtrassenverlauf von 
Suedlink zu erheben, um auf diesem Wege für die Interessen des 
Freistaats einzutreten;

5. bei der Entscheidung des Landes bezüglich der Klage gegen ei-
nen Trassenverlauf die Belange der betroffenen Gemeinden, Städ-
te und Kreise eingebunden werden müssen;

6. der Bau riesiger Stromtrassen durch Deutschland nur infolge der 
einseitigen energiepolitischen Ausrichtung auf volatile Energieer-
zeugungsträger wie Windanlagen erforderlich ist;

7. die deutsche und die Thüringer Energiepolitik auf eine kosten-
günstige, umweltverträgliche und sichere Energieversorgung aus-
gerichtet werden muss, anstatt wie bisher im Rahmen einer ver-
fehlten Energiewende einseitig auf nicht grundlastfähige, volatile 
Energieträger wie Wind und Sonne zu setzen.

II. Der Landtag fordert die Landesregierung auf,
1. sich auf allen Ebenen für ein Ende der verfehlten Energiewende 

und für eine Neuausrichtung der Energiepolitik hin zu einer kosten-
günstigen, umweltverträglichen und sicheren Energieversorgung 
unter der Prämisse der Technologieoffenheit und unter Einbezug 
von grund- und spitzenlastfähiger Energieerzeugung einzusetzen;

2. das Interesse des Landes und der vom Trassenbau betroffenen 
Grundeigentümer sowie den Umwelt- und Naturschutz zu wah-
ren und sich deshalb mit allen politischen und juristischen Mitteln 
gegen den Verlauf beziehungsweise Bau der Stromtrassen Su-
edlink einzusetzen;

3. insbesondere das bereits am 16. Juni 2021 getroffene Versprechen 
zu halten, gegen den Bau der Stromtrasse Suedlink zu klagen, 
sobald das zugehörige Planfeststellungsverfahren beendet ist;

4. vom Versprechen, gegen Suedlink Klage einzureichen, nicht ab-
zurücken, auch nicht unter dem Deckmantel veränderter energie-
politischer Rahmenbedingungen im Zuge der Energiekrise, wie 
die Antwort der Landesregierung in Drucksache 7/6240 auf die 
Frage 6 der Kleinen Anfrage 7/3592 impliziert.

A n t r a g

der Fraktion der AfD
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In der öffentlichen Debatte um die Suedlink- beziehungsweise die Su-
edostlink-Trassen werden nach wir vor die energiewirtschaftlichen Prä-
missen ausgeblendet, welche die Errichtung der Trassen und die da-
mit einhergehenden negativen Folgen für Thüringens Kulturlandschaft, 
die Umwelt sowie die Entwicklung der Energiekosten zur Folge haben. 
Beide Trassen sind Resultat der seit Ende der Neunzigerjahre betrie-
benen sogenannten Energiewendepolitik, welche trotz immer noch feh-
lender wirtschaftlicher und praktikabler Stromspeichermöglichkeiten auf 
Energieerzeugungsanlagen setzt, die den Strom unabhängig vom Be-
darf, aber abhängig von Wind und Wetter, in das Netz einspeisen und 
dieses damit auch überlasten.

Fehlende Stromspeicher in Verbindung mit nicht bedarfsgerecht produ-
ziertem Strom bei gleichzeitig flächendeckender Stilllegung der konven-
tionellen Kraftwerkskapazitäten in den Ballungszentren Deutschlands er-
zwingen den Bau von Stromleitungen, um den im Norden Deutschlands 
produzierten Strom aus EEG-Anlagen, insbesondere Windkraftanlagen, 
in den Süden zu leiten. Beide Trassen sind das direkte Ergebnis der ener-
giepolitischen Fehlentscheidungen der letzten Jahre und vor allem Fol-
ge einer massiven Subventionierung der Windkraft und der Photovoltaik.

Der Antrag zum Bau der Suedostlink-Trasse in Thüringen ist inzwischen 
eingereicht. Es ist absehbar, dass das Planfeststellungsverfahren für Su-
edlink bald abgeschlossen sein wird. Das Thüringer Ministerium für Inf-
rastruktur und Landwirtschaft hatte in der Pressemitteilung vom 16. Juni 
2021 wiederholt angekündigt, in diesem Falle gegen den Trassenver-
lauf zu klagen. Auf Nachfrage im Rahmen der Kleinen Anfrage 7/3592, 
ob die Landesregierung eine solche Klage immer noch anstrebe, wur-
de geantwortet: "In Anbetracht der gegenwärtigen Energiekrise ist die 
Landesregierung aktuell dabei, künftige Versorgungsszenarien und ein-
zelne Energieinfrastrukturen unter den geänderten Voraussetzungen in 
den Blick zu nehmen und Handlungsmöglichkeiten abzuwägen." Diese 
Aussage bezieht sich vermutlich auf die vom Ministerpräsidenten Mitte 
des Jahres 2022 angekündigte Prüfung, ob man Suedlink nicht "anzap-
fen" könne, um auf diese Weise die Dekarbonisierung der Südthüringer 
Glasindustrie vorantreiben zu können. (vergleiche Bericht des MDR vom 
02. Juli.2022) Da die Landesregierung bereits in ihrer Antwort (Drucksa-
che 7/6908) auf die Kleine Anfrage 7/3942 eingestand, dass die Über-
legung, die Suedlink-Trasse in Thüringen "anzuzapfen" aus zeitlichen 
und technischen Gründen auf Rat der Fachleute derzeit nicht weiterver-
folgt [werde], ist davon auszugehen, dass jeder Verweis der Landesre-
gierung auf die Energiekrise im Zusammenhang mit Suedlink dazu die-
nen soll, von der angekündigten Klage gegen den Trassenverlauf durch 
Thüringen abzusehen.

Die würde dem Interesse des Landes Thüringen, dem Interesse der be-
troffenen Grundeigentümer und dem Umweltschutz zuwiderlaufen und 
wäre geeignet, dem Vertrauen der Bevölkerung in die Politik weiteren 
Schaden zuzufügen.

Angesichts widersprüchlicher Aussagen der Landesregierung zum Kla-
geverfahren (vergleiche Bericht des MDR vom 30. April 2023) bleibt die-
se aufgefordert, sich klar zu positionieren und die Interessen der unmit-
telbar und mittelbar vom Trassenbau Betroffenen bei der Entscheidung 
zu berücksichtigen.

Für die Fraktion: 
Braga
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